






















erörtert. Von deutscher und österreichischer Seite wurde dabei das - angesichts 
des historischen Erbes durchaus nachvollziehbare - Dilemma zur Sprache 
gebracht, einerseits zur Kritik und zum Misstrauen gegenüber dem Staat zu 
erziehen, andererseits von ihm materiell abhängig zu sein. In erster Linie zeigte 
sich aber, wie heterogen das Verständnis von Inhalt und Praxis der „politischen 
Bildung" in Europa zu diesem Zeitpunkt war: Der Vertreter aus Frankreich 
verstand darunter die Behandlung konkreter Probleme des Zusammenlebens in 
ländlichen und strukturschwachen Regionen. Der schwedische Vertreter be
schrieb die Heimvolkshochschule als ein Muster und Modell für die demo
kratische Gesellschaft. In Deutschland waren Inhalt und Zweck der politischen 
Bildung die Gewinnung der Jugend für die Demokratie. Der jugoslawische Ver
treter wiederum meinte, dass man das Ergebnis der politischen Erziehung 
direkt am Grad der Beteiligung an der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
,,Selbstverwaltung" messen könne (vgl. SbG 2, S. 6f.). Das „Generationen
problem" stand ebenfalls bereits auf den 2. ,,Salzburger Gesprächen" 1959 auf 
der Agenda. Intensiv wurde über Aufgaben, Methoden und Ziele der Erwach
senenbildung bei der Jugendbildung bzw. der Altenbildung diskutiert, aber auch 
die Zusammenarbeit der Erwachsenenbildung mit den Universitäten besprochen 
und am Beispiel der seit 1955/56 bestehenden „Seminarkurse" der Universität 
Göttingen von ihrem Initiator Willy Strzelewicz exemplifiziert. Fragen der Arbei
terbildung wurden aus „östlicher" Sicht am Beispiel Jugoslawiens und Polens, 
aus „westlicher" Sicht am Beispiel der Niederlande und Österreichs behandelt 
(vgl. ebd., S. 1 ff.). 

Einen Schwerpunkt der 4. ,,Salzburger Gespräche" 1961 bildete die Frage, 
wie man durch das Bildungsangebot der Volkshochschulen Interesse für interna
tionale Fragen wecken könne: Es wurden die Erfahrungen mit „internationalen 
Klubs", ,,internationalen Wochen", Vorträgen, Arbeitsgemeinschaften, Stipen
dienprogrammen, Studienreisen und Austauschaktionen - etwa auch im Rahmen 
der UNESCO - diskutiert. Man betonte die Bedeutung der Entwicklungshilfe im 
Sinne einer Wirtschafts- und Bildungshilfe und erörterte die Rolle des 
Geschichtsunterrichts im Dienste der Völkerverständigung (vgl. SbG 4, S. 1 ff.). 

Auf den 11. ,,Salzburger Gesprächen" 1968 standen die freiwillige Mitarbeit 
sowie die Tätigkeit der Schullehrerinnen und Schullehrer in der Erwachsenenbil
dung im Mittelpunkt. Im Zuge eines stärker werdenden Bedarfs an organisato
risch und methodisch professionellem Handeln in der Erwachsenenbildung wurde 
der Ruf nach hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu diesem Zeit
punkt immer lauter. In vielen Ländern Europas war die Diskussion um die Aus
bildung von Leiterinnen und Leitern in der Erwachsenenbildung einerseits von 
dem Bedürfnis geprägt, bereits in einem Beruf erfahrene Menschen für die 
Erwachsenenbildung zu gewinnen, andererseits von der Notwendigkeit, jungen 
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Menschen eine eigene Fachausbildung - etwa in Form eines Spezialstudiums -
anbieten zu können. Die Forderung nach eigenen Lehrstühlen für die Erwachse
nenbildung an den Universitäten wurde als eine wesentliche Voraussetzung für 
die Forschung über, die Ausbildung für und die gesellschaftliche Akzeptanz von 
Erwachsenenbildung angesehen. Voraussetzung für ein Berufsstudium wäre 
allerdings ein klares Berufsbild, welches zu jener Zeit aber noch weitgehend 
fehlte. Wolle die Erwachsenenbildung den Gefahren der Erstarrung entgehen, 
müsse sie auch weiterhin ihren Nachwuchs in allen Lebensbereichen suchen. Die 
Diskussion um das richtige Mischverhältnis von Neigung, Eignung und Ausbil
dung der in der Erwachsenenbildung Tätigen war Ende der 1960er-Jahre jeden
falls voll entbrannt und bei weitem noch nicht abgeschlossen (vgl. SbG 11, in: 
Göhring II, S. 336ff.). 

Die 13. ,,Salzburger Gespräche" 1970 standen ganz im Zeichen der Idee der 
„lebenslangen Bildung", welche unter Einschluss der beruflichen Weiterbildung 
zum System einer „permanenten Bildung" (,,Education permanente"; teilweise 
wurde auch mit dem Begriff „formation continue" hantiert) entwickelt werden 
sollte. Einige Diskutanten bezeichneten die Idee als keineswegs neu. Schon auf 
den 10. ,,Salzburger Gesprächen" 1967 hatte Herbert Grau zu Protokoll gegeben: 
„Die ,education permanente' ist eine Forderung der Zeit: eine Vorbereitung des 
Kindes und des Jugendlichen durch eine Schule, gleichgültig welchen Niveaus, 
ist nicht mehr möglich, da sich in der Lebenszeit nach der Schule die größten 
Veränderungen der Umwelt ergeben. Die Schule kann daher nur abstrakt auf das 
Leben vorbereiten, da die Zukunft immer weniger voraussagbar wird. Zusätzlich 
muß sie bewußt die Aufgabe übernehmen, die Kinder und Jugendlieben zur frei
willigen Weiterbildung nach der Schule zu erziehen und zu ermutigen. Die Vor
bereitung auf die Weiterbildung wird demnach gegenüber der Vorbereitung auf 
das Leben und einen bestimmten Beruf immer wichtiger'' (SbG 10, S. 6f.). Die 
Thematisierung der Vorherrschaft beruflicher Überlegungen in der Weiter
bildung wäre jedoch hauptsächlich für die berufliche Sicherheit des Menschen 
konzipiert. Damit würde aber ein großer Teil der bisherigen Erwachsenenbildung 
aus dem System ausgeschlossen werden. Es war das die Zeit, als der Deutsche 
Bildungsrat den Ausdruck „Erwachsenenbildung" durch den Begriff der 
„Weiterbildung" ersetzte und damit die Funktion und nicht wie bisher die 
einzelne erwachsene Person als bestimmenden Faktor in den Mittelpunkt rückte. 
Diese „Weiterbildung" gehe über das Schulwesen und die berufliche Weiterbil
dung hinaus und verlange nicht nur eine vollständige Umverteilung des Bildungs
stoffs, sondern auch eine Erneuerung des gesamten Bildungssystems. Schon im 
Jahre 1970 konnte festgestellt werden, dass das „Weiterlernen-Müssen" in 
Zukunft eine wesentliche Rolle im Leben der Erwachsenen spielen werde. Man 
war sich einig, dass eine „permanente Bildung" die vollständige Integration aller 
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verschiedenen Gesellschaften wäre zu einem Großteil auf Bildungsunterschiede 

zurückzuführen : Je stärker sich diese ausprägen, desto größer würde auch die 

soziale Ungleichheit, so Bernd Marin (vgl. SbG 40, S. 7ff.). 
Angesichts des allgemeinen Spardrucks und der vermehrten Konkurrenz auf 

dem „Bildungsmarkt" kreiste die Diskussion seit den 1990er-Jahren um die Frage 

der systemadäquaten Positionierung der Erwachsenenbildung zwischen den 

beiden Antipoden von Markt und öffentlichem Auftrag. Wenn die Erwachsenen
bildung ein öffentliches Anliegen darstelle, dann müsse sie auch förderungs
würdig sein. Eine öffentlich geförderte Erwachsenenbildung habe aber die 

Pflicht, ein flächendeckendes Grundprogramm auch dann zu offerieren, wenn es 

sich nicht „rechne". Dabei haben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach 
Maßgabe ihrer Finanzkraft die Bildungsangebote mitzufinanzieren - so der 

Tenor auf den 37. ,,Salzburger Gesprächen" 1994 (vgl. Heilinger 1995, S. 40ff.). 
Seit den 1990er-Jahren rückte aber nicht nur die Finanzier- und Leistbarkeit 
des Lernens in den Mittelpunkt der Bildungsdiskussion, sondern das Lernen 

- respektive das „Lernen des Lernens" - selbst: Waren das Lernen in den neuen 

Medienwelten des „Cyberspace" und die dafür notwendigen Medienkompetenzen
Thema der 39. ,,Salzburger Gespräche" 1996 (vgl. SbG 39, S. l 0ff.), fokussierten 

die 42. ,,Salzburger Gespräche" 1999 die durch die neuen Lernformen des 

„Tele- und E-Learnings" veränderten Rollen von Lernenden und Lehrenden, aber 

auch die dahinter liegende Frage, wie die junge Computer- und Internetgenera
tion künftig lernen werde bzw. welche Anforderungen sie dabei an die Institutio
nen der Erwachsenenbildung stelle (vgl. SbG 42, S. 6ff.). Die 44. ,,Salzburger 

Gespräche" 2001 diskutierten die Bildungseinrichtungen als „lernende Organi
sationen" (vgl. SbG 44, S. 8ff.), die 45. ,,Salzburger Gespräche" 2002 die bil
dungsbereichs- und trägerübergreifenden Netzwerke „lernender Regionen" (vgl.
SbG 45, S. 65ff.) und die 50. ,,Salzburger Gespräche" 2007 die „analogen" und 

,,virtuellen" Lernorte bzw. Lernortverbunde der Zukunft (vgl. SbG 50, S. 8ff.).
Vor dem Hintergrund informationstechnologischer und krisenhafter sozio

ökonomischer Veränderungen in den „alten" EU-Mitgliedstaaten mit anhaltend 

hoher Arbeitslosigkeit, aber auch dem Bemühen um verbesserte weltweite 

Konkurrenzfähigkeit einerseits und dem Prozess der EU-Osterweiterung samt 
ihren ökonomischen, sozialen und demokratiepolitischen Herausforderungen 

andererseits erhöhte sich europaweit das bildungspolitische Interesse für das 

„lebenslange Lernen". Die 48. ,,Salzburger Gespräche" 2005 setzten sich kritisch 
mit den Zumutungen dieses lebenslangen Lernen-Müssens auseinander und dis
kutierten die Freiheit des Widerstands gegen (Weiter-)Bildung durch begründete 

Nichtteilnahme. Wenn in der zeitgenössischen Bildungsdiskussion nicht der 

„gebildete Mensch" am Horizont allen pädagogischen Bemühens stehe, sondern 
der sich permanent als lernbedürftig definierende, dann sei das Ziel allen 
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Lernens, das Lernen selbst; nicht zuletzt auch deshalb, weil das „Ziel" - eine 

Vorstellung von Bildung - vom reflexiven Horizont der pädagogischen Praxis 

verschwunden wäre. Doch obwohl das lebenslange Lernen offenbar nur mit dem 
eigenen physischen Tod ein Ende habe, genieße es in der Bevölkerung hohe 

Akzeptanz, werde es doch als eine Chance gesehen, das Leben freier und unab
hängiger von gesellschaftlichen Determinismen zu entwerfen und zu gestalten 
(vgl. SbG 48, S. 13ff.). Nicht zuletzt aufgrund dieses Diskurses um das lebens
lange Lernen von Personen, Organisationen und Regionen wurde Ende der 
l 990er-Jahre dem „Bildungsbegriff" wieder eine erhöhte Aufmerksamkeit zuteil :
Die 41. ,,Salzburger Gespräche" 1998 thematisierten die „kulturelle Bildung" im
Spannungsfeld von Allgemeinbildung und Ökonomisierung. ,,Kulturelle Bildung"
solle der Entfaltung der künstlerischen und schöpferischen Potenziale der
Menschen dienen, ihre Wahrnehmungsfähigkeiten fördern, Räume für ästhetische
Erfahrungen öffnen, Kritikfähigkeit steigern und die aktive Teilhabe an und der
Gestaltung von Kultur ermöglichen. Zentrale Frage dabei war, ob die traditionel
le Allgemeinbildung - deren wesentliches Standbein kulturelle Bildung ist - als 

Ballast oder grundlegendes Ziel der Erwachsenenbildung zu verstehen wäre. Der
französische Literaturwissenschafter Univ.-Prof. Jaques Le Rider hob in seinem
Einleitungsreferat die historische Besonderheit des deutschen Begriffs „Kultur" -
im Unterschied etwa zum französischen Begriff der „Zivilisation" - hervor und 

plädierte angesichts des unabschließbaren Mischcharakters der heutigen Kulturen 

dafür, die überholte Vorstellung von „lnterkulturalität" aufzugeben und sie durch
den Begriff der Transkulturalität zu ersetzen: Obwohl diese auch eine Unifor
mierung der kulturellen Vielfalt bedeute, wäre kulturelle Bildung heute nur mehr
als kritische Transkulturalität vorstellbar (vgl. SbG 41, S. 3ff.).

Auf den 46. ,,Salzburger Gesprächen" 2003 diskutierte man schließlich den 

,,Bildungskanon" bzw. darüber, welche Konzepte von Bildung sinnvoll und zeit
gemäß wären. Grundlegende Kulturtechniken wie Lesen, Schreiben, Rechnen, 
aber auch Fremdsprachen- und Computerkenntnisse werden durch „Schlüssel
qualifikationen" wie Kommunikations-, Team- und Konfliktfähigkeit, Fähigkeit 
zu systemischem Denken sowie durch interkulturelle Kompetenzen ergänzt. Es 
stelle sich die Frage, welches und wie viel naturwissenschaftliches Wissen der 
moderne, gebildete Mensch heute brauche. Darüber hinaus wären eine ökono
mische, politische, soziale und kulturelle Bildung, aber auch eine Umweltbildung 
und eine Bildung zur Geschlechtergerechtigkeit Bestandteil der politischen Auf
klärung und eine Ergänzung der „klassischen" humanistischen Bildung. Man war 
sich einig, dass ein Bildungskanon der Zukunft nicht verordnet werden könne. 
Auch könne er keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Vielmehr müsse er 
offen für Modifikationen und Erweiterungen sein. Ein Bildungskanon der 
Zukunft könne nur beispielhaft und in wichtigen Grundzügen skizziert werden. In 
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